Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1345 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Juni 1963 

3 — 10302 — 2128/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Amtsgehalt 
der Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 258. Sitzung am 31. Mai 1963 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Amtsgehalt der Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
erhält Bezüge in Höhe von eineindrittel des Grund- 
gehalts der Besoldungsgruppe Bll und des in die- 
ser Besoldungsgruppe zustehenden Ortszuschlages. 

(2) Der Vizepräsident des Bundesverfassungs- 
gerichts erhält Bezüge in Höhe des Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe B 11 und des in dieser Besol- 
dungsgruppe zustehenden Ortszuschlages. 

(3) Die anderen Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts erhalten Bezüge in Höhe des Grundgehalts 
der Besoldungsgruppe B 9 und des in dieser Besol- 
dungsgruppe zustehenden Ortszuschlages. 

(4) Im übrigen gelten die allgemeinen besol- 
dungsrechtlichen Vorschriften, soweit nicht das Ge- 
setz über das Bundesverfassungsgericht besondere 


Vorschriften enthält. Insbesondere erhalten die Mit- 
glieder des Bundesverfassungsgerichts auch Kinder- 
zuschläge nach Maßgabe des Bundesbesoldungs- 
gesetzes. 

§ 2 

§ 44 des Bundesbesoldungsgesetzes und der Hin- 
weis auf das Gesetz über das Bundesverfassungs- 
gericht in § 63 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes 
werden gestrichen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Drucksache IV/1345 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Bezüge der Mitglieder des Bundesverfassungs- j 
gerichts waren ursprünglich in dem Gesetz über das 
Amtsgehalt der Mitglieder des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 14. April 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 254) geregelt; dieses Gesetz war gleichzeitig mit 
dem Gesetz über das Bundesverfassungsgericht am 
17. April 1951 in Kraft getreten. Im Dritten Be- 
soldungsrechtsänderungsgesetz vom 27. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 81) wurden die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts unmittelbar in die Be- 
soldungsordnung B des in jenem Zeitpunkt fort- 
geltenden Besoldungsgesetzes von 1927 aufgenom- 
men. 

Bei Ablösung der früheren besoldungsrechtlichen 
Vorschriften durch das Bundesbesoldungsgesetz vom 
27, Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) wurde davon 
abgesehen, die Bezüge der Bundesverfassungsrichter 
endgültig festzulegen. Der Gesetzgeber beschränkte 
sich auf eine vorläufige Regelung „bis zum Erlaß 
eines besonderen Amtsgehaltsgesetzes" (§ 44 a. a. O.). i 
Das Vorhaben, die Bezüge der Mitglieder des Bun- i 
desverfassungsgerichts außerhalb des allgemeinen | 
Besoldungsrechts in einem besonderen Amtsgehalts- ! 
gesetz zu regeln, entspricht der besonderen Stellung f 
dieses Gerichts als Verfassungsorgan. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß diese Regelung im 
Zusammenhang mit dem Erlaß des von ihr vorge- | 
schlagenen Dritten Gesetzes zur Änderung des 


B. Im einzelnen 

Nach der derzeitigen vorläufigen Regelung in § 44 
des Bundesbesoldungsgesetzes bemißt sich das 
Grundgehalt des Präsidenten des Bundesverfassungs- 
gerichts nach der Besoldungsgruppe Bll, das des 
Vizepräsidenten nach der Besoldungsgruppe B 10 
und das der Richter nach der Besoldungsgruppe B 8. 
Im Rahmen der endgültigen Regelung entspricht es 
der Stellung des Bundesverfassungsgerichts als 
einem allen übrigen Verfassungsorganen gegenüber 
selbständigen und unabhängigen Gerichtshof des 
Bundes, das Amtsgehalt des Präsidenten des Bun- 
desverfassungsgerichts nach den Bezügen der Mit- 
glieder der Bundesregierung auszurichten; daher 
wird in § 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs eine Regelung 
in Anlehnung an § 11 Abs. 1 Buchstaben a und b des 
Bundesministergesetzes in der Fassung der von der 
Bundesregierung vorbereiteten Änderung jenes 
Gesetzes vorgeschlagen. Aus den gleichen Gründen 
sollen auch die Bezüge des Vizepräsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts und der anderen Richter 
dieses Gerichts ihrer besonderen Stellung entspre- 
chend angehoben werden (§ 1 Abs. 2 und 3). 

Daneben werden Kinderzuschläge wie bisher in 
Übereinstimmung mit den Regelungen für andere 
Bezüge zum Amtsgehalt gezahlt. Auch im übrigen 
sollen die allgemeinen besoldungsrechtlichen Vor- 
schriften weiter angewendet werden (§ 1 Abs. 4). 


Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht — 
BR-Drucksache 116/63, BT-Drucksache IV/1224 — 
nunmehr ergehen sollte. 


Durch das Amtsgehaltsgesetz wird die Ubergangs- 
regelung in § 44 des Bundesbesoldungsgesetzes ge- 
genstandslos und daher gestrichen (§ 2). 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit folgt daraus, daß 
in § 2 das Bundesbesoldungsgesetz, das als Zu- 
stimmungsgesetz anzusehen ist, förmlich geän- 
dert wird. Die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Bundesbesoldungsgesetzes ergibt sich aus § 62 
Abs. 4, in welchem das Soldatenversorgungsge- 
setz förmlich geändert wird, das zweifellos ein 
Zustimmungsgesetz ist. 

2. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte geprüft werden, ob das nach der Re- 
gierungsvorlage entstehende starke Gefälle zwi- 
schen den Bezügen des Präsidenten bzw. des 
Vizepräsidenten einerseits und den Bezügen der 
anderen Richter des Bundesverfassungsgerichts 
andererseits verringert werden kann, um der 
kollegialen Struktur des Bundesverfassungsge- 
richts Rechnung zu tragen. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. Das 
Bundesbesoldungsgesetz, das durch den vorliegen- 
den Gesetzentwurf geändert werden soll, hat nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedurft, da es ent- 
gegen der Auffassung des Bundesrates keinen zu- 
stimmungsbedürftigen Inhalt hatte. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung nimmt die Empfehlung auf 
und wird sich im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens im einzelnen dazu äußern. 


4 



